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Einleitung

Die Parlamentswahlen in Polen fanden am 15. Oktober 2023 
statt. Die von der PiS geführte Koalition der Vereinigten 
Rechten ging als stärkste Kraft hervor (35,38 Prozent). Die 
Opposition − die Bürgerkoalition KO (30,7 Prozent), der 
Dritte Weg (14,4 Prozent) und die Neue Linke (8,61 Prozent) 
− erhielt jedoch mehr als die Hälfte aller Stimmen. Die 
rechtsextreme Konfederacja erlitt eine herbe Niederlage 
(7,16 Prozent),¹ konnte sich aber bei einer Fünf-
prozenthürde 18 der 460 Sitze für ihre Vertreter:innen 
sichern.

Infolgedessen haben nur die drei vorherigen Oppo-
sitionskräfte genügend Sitze gesammelt, um eine stabile 
neue Regierungskoalition im Sejm (Unterhaus des 
Parlaments) zu bilden. Gleichzeitig verteidigten sie ihre 
Mehrheit im Senat (Oberhaus). Am 10. November 2023 
unterzeichneten KO, Dritter Weg und Neue Linke eine 
Koalitionsvereinbarung, in der die Ziele des künftigen 
Kabinetts und die Aufteilung der Aufgaben auf die drei 
Koalitionspartner festgelegt sind.² Damit wurde ein Signal 
der Regierungsfähigkeit an den Präsidenten und die 
Gesellschaft gesendet.

In der Zwischenzeit gab Präsident Andrzej Duda zunächst 
dem Ministerpräsidenten Mateusz Morawiecki als Vertreter 
der Partei mit den meisten Stimmen die Möglichkeit, seine 
Regierung zu bilden.³ Am 27. November 2023 wurde das 
dritte Kabinett der Vereinigten Rechten vereidigt, allerdings 
ohne die Chance, das Vertrauen der Parlamentsmehrheit zu 
gewinnen.

Anschließend erhielt das Parlament die Möglichkeit, einen 
Kandidaten für das Amt des Ministerpräsidenten vor-
zuschlagen. Daraufhin wurde am 13. Dezember 2023 die 
von Donald Tusk geführte Mehrheitsregierung vereidigt. 
Dies markiert das Ende der PiS-Ära in Polen und eröffnet die 
Möglichkeit, die polnisch-deutschen Beziehungen neu zu 
gestalten.

Szenarien für die Zeit nach den Wahlen in Polen

Das Wahlergebnis zeigt, dass sich die politische Kultur in 
Polen gewandelt hat. Erstens war eine allgemein höhere 
Wahlbeteiligung (74,4 Prozent, eine Zunahme von über 12 
Prozentpunkten im Vergleich zur Wahl 2019) zu 
verzeichnen, wobei junge Menschen, Frauen und die 
polnische Diaspora im Ausland mobilisiert werden 
konnten.⁴ Zweitens überzeugten die Rhetorik der 
Versöhnung und die auf positiven Botschaften basierende 
Kampagne der Opposition mehr Wähler:innen als die 
ständigen persönlichen Angriffe und Verratsvorwürfe der 
PiS-Partei. Drittens erwiesen sich die Verwendung 
öffentlicher Gelder und die Voreingenommenheit der 
öffentlich-rechtlichen Medien zugunsten der Regie-
rungspartei als nicht ausreichend, um die Regierungs-
koalition an der Macht zu halten. Andere Unregel-
mäßigkeiten konnten nicht festgestellt werden. Die Wahl 
war zwar nicht fair, aber frei.⁵  

KO, Dritter Weg und Neue Linke betonten auch ihre pro-
europäische Haltung und Überzeugung, dass Polen seine 
Beziehungen zu Brüssel stärken muss. Während des 
Wahlkampfs versprach die Opposition, der demokratischen 
Regression in Polen Einhalt zu gebieten und die ange-
spannten Beziehungen zur Europäischen Kommission zu 
verbessern, damit diese die eingefrorenen EU-Mittel 
freigibt.

Als neuer Ministerpräsident könnte Donald Tusk, ein 
Politiker mit europäischer Erfahrung und Anerkennung im 
Ausland, die Verhandlungsposition Polens stärken und 
seine Bedeutung als regionale Führungsmacht in Europa 
wiederherstellen. Dennoch gibt es in bestimmten 
Politikbereichen deutliche Unterschiede zwischen den 
nationalen Interessen Polens und den gemeinsamen 
Interessen der EU (z. B. Landwirtschaft, Migration, Klimapo-
litik, institutionelle Reformen und Vertragsänderungen). 
Aber mit Tusk zurück in der Politik könnten diese Probleme 
mit Kompromissbereitschaft statt Feindseligkeit gelöst 
werden.

Dennoch: Selbst wenn die PiS-Partei und ihre Verbündeten 
in die Opposition gehen, werden sie die politische Arbeit 
der künftigen Regierung unter Donald Tusk mit Sicherheit 
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erschweren. Viele Verbündete der PiS sitzen heute in 
öffentlichen Institutionen (z. B. Verfassungsgericht, Obers-
ter Gerichtshof, Polnische Nationalbank, nationale 
Staatsanwaltschaft). Bereits die ersten Amtswochen der 
neuen Tusk-Regierung verdeutlichen das Konfliktpotenzial, 
das beim Abbau der institutionellen Reformen, die die PiS 
etwa im öffentlich-rechtlichen Rundfunk⁶ oder bei der 
Ernennung von Richter:innen⁷ durchführte, entsteht. 
Darüber hinaus bleibt eine tiefe Spaltung der Gesellschaft 
bestehen, da die PiS-Partei weiterhin das Wahlergebnis 
falsch interpretiert und die Regierungsfähigkeit der 
Opposition untergräbt. Trotz der klaren Niederlage 
behaupten die PiS-Partei und ihre Verbündeten immer 
noch, den größten Teil der polnischen Gesellschaft zu 
vertreten. Die polarisierende Rhetorik der Ausgrenzung aus 
der nationalen Gemeinschaft hält an.

Präsident Andrzej Duda bevorzugt eindeutig sein 
politisches Lager (die Vereinigte Rechte). Seine Integrität 
wird nun daran gemessen werden, ob er bereit ist, mit der 
neuen Regierung zusammenzuarbeiten. Auch hier sind 
große Konflikte zwischen Regierung und Präsident 
beobachtbar, wie beispielsweise dessen Begnadigung 
zweier verurteilter PiS-Politiker zeigt.⁸ In Polen können 
keine Gesetze ohne die Zustimmung des Präsidenten 
verabschiedet werden. Daher könnten die wichtigsten 
Reformen und Abhilfemaßnahmen erst nach den 
Präsidentschaftswahlen im Jahr 2025 in Angriff genommen 
werden, wenn es der neuen Regierung gelingt, im 
Präsidentenpalast einen zuverlässigen und unparteiischen 
Partner zu finden. 

Aus allen oben genannten Gründen wird es in Polen 
unabhängig vom Wahlergebnis eine Phase der Unsicherheit 
geben. Deutschland als starker politischer und wirt-
schaftlicher Partner sollte sich auf jedes Ergebnis vor-
bereiten.

Deutsch-polnische Beziehungen

Das Verhältnis zwischen Warschau und Berlin ist seit 2015 
angespannt. Die Diskussion um die Zahlung von Kriegs-
reparationen hält an. Antideutsche Ressentiments wurden 
durch die PiS-geführte Koalition vor allem im Wahlkampf 
im Herbst 2023 geschürt. 

Die historisch engen wirtschaftlichen Beziehungen 
Deutschlands zu Russland und die zunächst zögerliche 
militärische Unterstützung der Ukraine trugen zu dem 
ohnehin bestehenden Misstrauen in den bilateralen 
Beziehungen bei. Auch bei aktuellen Herausforderungen 
wie der Migration oder dem Klimawandel gibt es nach wie 
vor unterschiedliche Wahrnehmungen. Laut dem „Deutsch-
Polnischen Barometer“⁹ haben sich die bilateralen 
Beziehungen − insbesondere auf deutscher Seite − abge-
kühlt, vor allem wenn es um gegenseitige Sympathie geht. 

Trotz alledem waren Polen und Deutschland noch nie so 
stark politisch integriert wie heute. Die Länder sind NATO-
Verbündete und EU-Mitglieder. Der wirtschaftliche Aus-
tausch wird trotz feindseliger Rhetorik und abgekühlter 
diplomatischer Beziehungen aktiv betrieben. Polen ist der 
fünftgrößte Handelspartner Deutschlands.¹⁰ Unternehmen 
und die Zivilgesellschaft haben Beziehungen entwickelt, 
die die Grenzen zwischen den beiden Ländern ver-
schwimmen lassen. 

In Verbindung mit dem Regierungswechsel in Polen bilden 
diese Umstände einen fruchtbaren Boden für die 
Ausarbeitung einer neuen Polen-Strategie für die deutsche 
Regierung und nichtstaatliche Akteure.

Eine neue deutsche Strategie gegenüber Polen

Seit 2015 bewies Deutschland eine „strategische Geduld“ 
gegenüber der offen feindseligen Rhetorik der polnischen 
Regierung unter Führung der PiS-Partei. Auf EU-Ebene 
wurde auf Verstöße gegen die Rechtsstaatlichkeit zunächst 
nur zögerlich reagiert. Die Taktik, die unliebsame Führung 
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in Warschau auszusitzen, ging mit Glück auf. In Zukunft 
muss eine proaktivere Strategie gegenüber Polen 
entwickelt werden.

Der PiS-Vorsitzende Jarosław Kaczyński und sein 
politisches Lager werfen der deutschen Regierung nach wie 
vor hegemoniale Ambitionen in Europa und feindliche 
Einflussnahme in Polen vor. Es ist zu erwarten, dass die 
antideutsche Rhetorik zur Verleumdung des politischen 
Gegners und zur Mobilisierung der eigenen Wählerschaft 
angesichts des bevorstehenden Wahlmarathons in Polen 
weitergehen wird. Im Jahr 2024 stehen Kommunal- und 
Europawahlen an, 2025 folgen die Präsidentschaftswahlen. 
Jeder Versuch einer Annäherung an Berlin wird als Verrat 
gewertet werden. Donald Tusk wird vorsichtig agieren 
müssen, und die deutschen Amtskollegen sollten die 
bereits bestehende Schieflage in den bilateralen 
Beziehungen nicht noch verschärfen. So sollte 
beispielsweise das Thema Reparationen, das in den letzten 
Jahren die Gegensätze zwischen den beiden Ländern am 
stärksten geschürt hat, geschlossen werden.

Es ist notwendig, den demografischen Wandel in Polen 
anzuerkennen, der auch einen politischen Wandel nach 
sich zieht. Die PiS-Partei ist bei den älteren Generationen, 
insbesondere bei den über 60-Jährigen, überproportional 
beliebt (mehr als 50 Prozent der älteren Wähler:innen).¹¹ 
Die Wahlentscheidungen der jüngeren Generationen waren 
vielfältiger und ausgewogener und bewegten sich eher in 
der Mitte.¹² In Verbindung mit der hohen Wahlbeteiligung 

von Frauen und Jugendlichen − Wählergruppen, die in der 
Vergangenheit unterrepräsentiert waren − hat die 
Demografie das Ergebnis dieser Wahl bestimmt. Die neue 
Machtdynamik ist daher ein Zeichen für einen kulturellen 
Wandel. 

Die Ablehnung der nationalkonservativen Agenda und der 
autokratischen Herrschaft zeigt, dass sich die polnische 
Demokratie konsolidiert hat. Das Aufkommen des 
Rechtspopulismus auf der einen Seite und eine robuste 
Zivilgesellschaft und aktive Bürgerschaft auf der anderen 
Seite ähneln eher den Entwicklungen in Westeuropa als in 
Ländern, die sich noch im Übergang befinden. Daher ist ein 
neuer Impuls in den bilateralen Beziehungen erforderlich, 
um das illiberale, antieuropäische Image der polnischen 
Gesellschaft zu lockern − eine Haltung, die sich in Deutsch-
land in den letzten acht Jahren verfestigt hat. Die 
Förderung des Interesses an Polen in der breiten 
Öffentlichkeit in Deutschland ist ein notwendiger Schritt, 
um die bilateralen Beziehungen von Grund auf neu zu 
justieren.

Es besteht immer noch eine Asymmetrie zwischen 
Deutschland und Polen in Bezug auf Wirtschaft und Soft 
Power. Deutschland ist mit 84,5 Millionen Einwohnern¹³ 
und einem Bruttoinlandsprodukt (BIP) von über 3,87 
Billionen Euro¹⁴ das größte Land in Europa und Mitglied der 
G7. Die polnische Wirtschaft ist durch Auslands-
investitionen und die Integration in Produktionsketten, 
insbesondere im Automobilsektor, mit der deutschen 
Wirtschaft verflochten. Gleichzeitig verzeichnet Polen ein 
stetiges BIP-Wachstum,¹⁵ trotz der Rezession infolge der 
jüngsten Krisen, wie der COVID-19-Pandemie und dem 
Krieg in der Ukraine. Die östliche Flanke der EU hat im 
Vergleich zum traditionell starken West- und Nordeuropa 
allmählich an Wettbewerbsfähigkeit aufgeholt.¹⁶ Seit dem 
EU-Beitritt Polens 2004 wuchs das BIP um 184 Prozent, 
damit ist das Land mit Abstand die stärkste Volkswirtschaft 
in Mittelosteuropa.¹⁷

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine offenbarte 
monumentale Fehler der deutschen Ostpolitik und die 
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zutreffende, aber lange ignorierte Einschätzung der von 
Russland ausgehenden Risiken durch die mittel-
osteuropäischen Länder. Seit Februar 2022 ist Polen zu 
einem entscheidenden Akteur in der europäischen 
Sicherheitsarchitektur geworden. Als Land, das direkt an 
die Ukraine grenzt, hat sein rasches militärisches, 
finanzielles und humanitäres Engagement die Ostflanke 
gestärkt.¹⁸ Der gemeinsame Einsatz für die Unterstützung 
und den späteren Wiederaufbau der Ukraine könnte zu 
einer neuen Chance für die deutsch-polnische Zusam-
menarbeit werden.

Diese Verlagerung des EU-Schwerpunkts nach Osten − 
sowohl in wirtschaftlicher Hinsicht als auch politisch durch 
die aktive Rolle bei der Unterstützung der Ukraine − ist ein 
Zeichen dafür, dass der Osten für die EU zunehmend an 
Bedeutung gewinnt. Die Vorwegnahme der nächsten 
Erweiterungsrunde und die Aufnahme weiterer südost- und 
osteuropäischer Länder in die EU in den kommenden 
Jahrzehnten erfordern eine gewisse Erfahrung mit dem 
Übergang und der Integration. Polen könnte in der 
Erweiterungspolitik eine wichtige Rolle als Bindeglied und 
Vermittler zwischen dem europäischen Kern und den 
neuen Mitgliedern bzw. Kandidatenländern spielen.

Es ist zu erwarten, dass trotz der Machtverschiebung in 
Polen einige Interessenskonflikte auf EU-Ebene fort-
bestehen werden. Die Meinungsverschiedenheiten über die 
Migrationspolitik (Umsiedlungsquoten) und die Haltung 
zur Energiepolitik und zum Energiemix (Dekarbonisierung 
der Volkswirtschaften) werden sich nicht wesentlich 
ändern. Die neue polnische Regierung ist zwar pro-
europäisch, teilt aber nicht den Wunsch nach einer 
weiteren Integration und Föderalisierung der EU, der im 
Koalitionsvertrag der Ampelkoalition verankert ist. Auch 
wenn Polen ein lautstarker Befürworter der nächsten 
Erweiterung ist, bleibt es skeptisch gegenüber der 
Notwendigkeit institutioneller und struktureller Reformen 
in der EU (insbesondere in Bezug auf Vetorechte und 
qualifizierte Mehrheitsentscheidungen), die vom Aus-
wärtigen Amt befürwortet werden. Doch trotz aller 
Differenzen wird sich der Stil der Debatte ändern, und es 
entsteht ein neues Potenzial für eine weitere 
Zusammenarbeit in Brüssel.

Fünf Empfehlungen

Die folgenden Ideen sollten bei der Entwicklung einer 
aktualisierten Strategie für staatliche und nichtstaatliche 
Akteure für ihr Engagement in Polen nach den 
Parlamentswahlen 2023 berücksichtigt werden:

1 - Die Beziehungen zu Polen wiederbeleben. 
Die Bundesregierung muss Polen stärker auf Augenhöhe 
begegnen und ein Verhältnis aufbauen, das auf Synergien 
beruht, aber bewusst Unterschiede zulässt. Gleichzeitig 
muss sie sich auf heftige Versuche der ehemaligen PiS-
Regierung einstellen, die deutsch-polnische Zusammen-
arbeit zu sabotieren und weitere Versuche, antideutsche 
Stimmungen in der innenpolitischen Debatte in Polen zu 
nutzen. Die Wiederaufnahme eines Dialogs auf Augenhöhe 
könnte dazu beitragen, antagonistischen Narrativen 
entgegenzuwirken. Daher sind mehr Initiativen auf der 
Grundlage von Bürgerdiplomatie (wissenschaftlicher, 
kultureller und parlamentarischer Austausch) und die 
Sensibilisierung der deutschen Öffentlichkeit für das 
Nachbarland erforderlich. Im Idealfall sollte das deutsch-
französische Tandem eine Blaupause für die deutsch-
polnischen Beziehungen sein: Es sollte nicht nur auf 
zwischenstaatlicher Ebene gut funktionieren, sondern auch 
als gegenseitiges Interesse auf ganz individueller Ebene.

2 - Das Weimarer Dreieck wiederbeleben. 
Die einzigartige politische Konstellation eröffnet heute 
Wege, um einen potenziellen Motor für Europa entlang der 
Achse Paris-Berlin-Warschau in Gang zu setzen. Das 
verbesserte Klima zwischen Berlin und Warschau sollte für 
weitere multilaterale Formate auf Regierungsebene 
genutzt werden. Mit dem Trio Macron-Scholz-Tusk könnte 
das Weimarer Dreieck wieder zu einer Ost-West- und Nord-
Süd-Brücke in Europa werden. Daher muss ein deutsch-
französisch-polnischer Dialog wieder aufgenommen wer-
den, der nicht nur das politische Gewicht der drei Länder in 
Europa nutzt, sondern auch das Momentum einer starken 
pro-europäischen Führung der drei Länder zusammen.

3 - Die politischen Herausforderungen in Polen verstehen. 
Der demografische Wandel, der sich in einer zunehmenden 
demokratischen Einstellung innerhalb der polnischen 
Gesellschaft manifestiert, führte bei den letzten Wahlen zu 
einem politischen Wandel. Die Wähler:innen haben 
deutlich gemacht, dass sie ein fortschrittlicheres Polen 
wollen. Dennoch sollte eine Periode politischer 
Turbulenzen, die sich aus dem Wahlkalender und dem 
harten politischen Wettbewerb ergibt, nicht unterschätzt 
werden. Die künftige Qualität des Zusammenwirkens der 
neuen Regierung mit den etablierten Vertreter:innen des 
alten Regimes ist ungewiss. Mögliche Behinderungen und 
mangelnde Zusammenarbeit bei der Durchführung der 
notwendigen Reformen und Abhilfemaßnahmen sind ein 
realistisches Szenario. Daher sollten die Europäische 
Kommission und andere Mitgliedstaaten, darunter auch 
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18   Kiel Institut für Weltwirtschaft: Ukraine Support Tracker, abrufbar unter: https://www.ifw-kiel.de/de/themendossiers/krieg-gegen-die-ukraine/ukraine-
support-tracker/ (letzter Zugriff: 18.12.2023).
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Deutschland, weiterhin entschlossen sein, an den 
Mechanismen zur Gewährleistung von Rechtsstaatlichkeit 
und demokratischen Standards in der EU festzuhalten und 
nicht mit zweierlei Maß zu messen. Dennoch sollten der 
positive Wandel in Polen und die Erklärungen von Donald 
Tusk ein gefeierter Hoffnungsschimmer für Europa sein.

4 - Die Veröstlichung der EU begrüßen. 
Durch den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine 
gewinnen ostmitteleuropäische Länder wie Polen, Estland 
oder Rumänien an Relevanz und Einfluss, insbesondere in 
der Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Die dringend 
notwendige und angestrebte geostrategische Erweiterung 
der EU wird sich in der nächsten Erweiterungsrunde 
Richtung Osten und Südosten verwirklichen. Unter einer 
neuen Regierung kann Polen als größtes östliches 
Mitgliedsland eine konstruktive Rolle bei der Führung der 
Region spielen. Darüber hinaus erhöhen die sicher-
heitspolitische Perspektive und die für die Bewältigung 
eines offenen Konflikts mit Russland unerlässliche 
Expertise die Bedeutung der Ostflanke der EU für die 
europäische Stabilität. Die Anerkennung der Ostpers-
pektive ist daher für die Glaubwürdigkeit und Nach-
haltigkeit der Zeitenwende in der deutschen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik unerlässlich. 

5 - Nach Synergien auf europäischer Ebene suchen. 
Ein Regierungswechsel in Polen kann eine Chance für eine 
neue Dynamik in der strategischen Entscheidungsfindung 
auf EU-Ebene eröffnen. Polens politische Szene ist nach 
links gerückt, was nach europäischen Maßstäben eine 
Mitte-Rechts-Position ist. Diese Entwicklung bietet die 
Möglichkeit, an Themen wie Klima, grünen Technologien 
oder Frauen- und Minderheitenrechten zu arbeiten. Für den 
Umgang mit der europäischen Sicherheit, eine vernünftige 
europäische Außenpolitik und die Zusammenarbeit in der 
Energie- und Klimapolitik wird eine neue Atmosphäre 
benötigt. Daher sollte die deutsche Regierung diesen 
Schwung nutzen, um ihren polnischen Amtskollegen zu 
helfen, den Anschluss an die aktuellen Trends in der 
europäischen Politik zu finden. Umso wichtiger ist es, nach 
Möglichkeiten für Konsens, Kompromisse und Win-Win-
Situationen zu suchen. 

Fazit

Der Regierungswechsel in Polen nach acht Jahren einer 
PiS-geführten Koalition ist ein Wendepunkt. Chancen 
ergeben sich nicht nur im Bereich der Innenpolitik (z.B. bei 
der Verbesserung der Rechtsstaatlichkeit und der 
öffentlichen Finanzen), sondern auch auf internationaler 
Ebene, z.B. in den Beziehungen Polens zu seinen Nachbarn 

und der künftigen Rolle auf EU-Ebene. 

Allerdings wird der vorsichtige Optimismus durch zwei 
Faktoren getrübt. Zum einen ist die neue Regierung mit 
großen Schwierigkeiten konfrontiert, die Personal-
entscheidungen und institutionellen Reformen aus der 
Amtszeit der PiS-Partei abzuwickeln. Zum anderen ist die 
nunmehrige PiS-Opposition entschlossen, die Pläne der 
neuen Regierung zu behindern und wird dabei bisher vom 
Staatspräsidenten unterstützt. Eine längere Phase der 
politischen Instabilität und eine anhaltende antideutsche 
Rhetorik des nationalkonservativen Lagers sind zu er-
warten.

Für Berlin ist es daher umso wichtiger, die innenpolitische 
Dynamik in Polen zu verstehen. Die Regierungsakteure in 
Deutschland müssen insbesondere in der Sicherheits- und 
Verteidigungs- sowie der Erweiterungspolitik ihren Ansatz 
neu kalibrieren, um die polnische Perspektive nicht außer 
Acht zu lassen. Im Gegenzug könnten die polnischen 
Partner offener dafür sein, ihre Haltung in ungünstigen 
Politikbereichen wie der Migrations- oder Energiepolitik 
anzupassen, insbesondere gegenüber progressiveren Stim-
mungen in der polnischen Gesellschaft. Potenzielle 
Interessenkonflikte auf bilateraler und EU-Ebene könnten 
in multilateralen Foren, wie dem wiederbelebten Weimarer 
Dreieck oder dem multilateralen Dialog auf EU-Ebene, 
entschärft werden.
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